
 

Sitzungsbericht aus der öffentlichen Gemeinderatssitzung vom 
06.07.2021 

 
 
 

TOP 01 Einwohnerfragestunde 

 
 
Von den anwesenden Zuhörerinnen und Zuhörern wurden keine Fragen an die 
Verwaltung gestellt. 
 
 
 

TOP 02 Bekanntgabe nichtöffentlich gefasster Beschlüsse  

 
 
Bürgermeisterin Rürup berichtet: 
 
In nicht öffentlichen Sitzungen gefasste Beschlüsse sind nach Wiederherstellung der 
Öffentlichkeit oder wenn dies nicht möglich ist, in der nächsten öffentlichen 
Gemeinderatssitzung bekannt zu geben, sofern nicht das öffentliche Wohl oder das 
berechtigte Interesse Einzelner entgegensteht (§ 35 Abs. 1 Satz 4 der 
Gemeindeordnung). 
 
Aus der nicht öffentlichen Gemeinderatssitzung vom 08. Juni 2021 sind keine 
Beschlüsse bekannt zu geben. 
  
 
 

TOP 03 Bericht der Bürgermeisterin 

 
 
Bürgermeisterin Rürup teilt mit: 
 
 

a) Corona-Pandemie 
 
Der letzte Stand am 28.06.2021 lag bei 19 infizierten Personen in Baindt. Derzeit 
sind keine neuen Fälle bekannt. 
 
 

b) Fischerareal 
 
Der Vermarktungsauftakt Fischerareal am 17.06.2021 in der Schenk-Konrad-
Halle war gut besucht. Vergangene Woche fand mit interessierten Bauträgern 
und Architekten ein Rückfragekolloquium statt.  



 
 

c) Geh- und Radweg Sulpach-Mochenwangen 
 
Zur Realisierung des 3. Bauabschnittes des Geh- und Radweges von Sulpach 
nach Mochenwangen findet im Juli noch ein weiteres klärendes Gespräch statt. 
Es kommen noch Fördermittel im Rahmen des Ausgleichsstocks hinzu.  
 
 

d) Zuschüsse 
 
Für die barrierefreie Bushaltestelle in der Gartenstraße sowie für eine 
Schnellladesäule beim Feneberg werden zeitnah weitere Bewilligungsbescheide 
erwartet. Den entsprechenden Förderantrag stellt die Kommune. Es stehen für 
die Schnellladesäule 80 % Förderung im Raum. Der Umbau der barrierefreien 
Bushaltestelle in der Ortsmitte erfolgt im Rahmen der Gesamtplanung und -
gestaltung der Ortsmitte.  
 

 
 

TOP 04 Sanierung Klosterwiesenschule  - Freigabe Materialkonzept, 
Kostenberechnung und Entwurf für das blaue Gebäude 

 
Bürgermeisterin Rürup berichtet: 
 
In der Sitzung des Gemeinderates am 09.02.2021 wurde beschlossen, dass die 
Sanierung der Klosterwiesenschule durch eine Vollsanierung und Aufstockung des 
Hauses Blau erfolgen soll.  
 
Die geschätzten Baukosten für die Maßnahmen an Haus Blau betragen ca. 8,6 Mio. 
€. Mit diesem Betrag wird der voraussichtliche Auftragswert für die Objektplanung den 
vergaberechtlichen Schwellenwert von 214.000 € (netto) für Liefer- und 
Dienstleistungsverträge sehr deutlich überschreiten.  
 
Auf Grund des hohen Wertes des Planungsauftrages muss die Leistung nach §§ 97 ff. 
GWB (Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen) und den Bestimmungen der VgV 
(Vergabeverordnung) ab Leistungsphase 4 der Honorarordnung für Architekten und 
Ingenieure (HOAI) europaweit ausgeschrieben werden.   
 
Die Planungsbüros mlw, Kirchner Energie GmbH und E-Planwerk haben zusammen 
ein Konzept erarbeitet, das die Entwurfsplanung bis Leistungsphasen 3 der HOAI 
umfasst. Auf Grundlage der vorgestellten Planung und Kostenberechnung soll nun 
eine europaweite Ausschreibung der Architektenleistung, der Planungsleistungen für 
Elektro sowie für Heizung, Lüftung und Sanitär erfolgen. 
 
 



Beschluss: 
 

1. Dem vom Architekturbüro mlw, von Kichner Energie GmbH und von E-Planwerk 
vorgestellten Entwurf, sowie der Materialauswahl und der Kostenberechnung für 
die Sanierung des blauen Gebäudes der Klosterwiesenschule wird zugestimmt.  
 
Mit diesen Vorgaben sollen die Ingenieurleistungen europaweit ausgeschrieben 
werden. 
 

2. Eine stufenweise Beauftragung der Fachplaner hat bei Bedarf und wenn rechtlich 
möglich zu erfolgen. 

 
 
 

TOP 05 Vorhabenbezogenen Bebauungsplan "Reithalle" und die örtlichen 
Bauvorschriften hierzu 
 -Billigungs- und Auslegungsbeschluss 

 
Bürgermeisterin Rürup teilt mit: 
 
Die Reitergruppe Baindt e.V. möchte beim Pumpwerk Brühl auf dem Flurstück 185/8 
eine Reithalle errichten.  
 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 09.03.2021 den Aufstellungsbeschluss zum 
Vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Reithalle“ gefasst. In der Zeit vom 22.03.2021 
bis 23.04.2021 wurde der Öffentlichkeit die Möglichkeit gegeben sich über die 
allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung zu informieren. Parallel fand die Anhörung 
der Behörden und Träger öffentlicher Belange statt. Die Anregungen wurden vom Büro 
Sieber Consult in den nun vorliegenden Planentwurf eingearbeitet. 
 
Mit dem Entwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom 07.06.2021 sollen nun die 
Öffentlichkeit und die Behörden und Träger öffentlicher Belange Gelegenheit zur 
Stellungnahme erhalten. 
 
 

Beschluss: 
 
Billigungs- und Auslegungsbeschluss zum Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan "Reithalle" und die örtlichen Bauvorschriften hierzu 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde Baindt billigt den Entwurf zum vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan "Reithalle" in der Fassung vom 07.06.2021. 
Mit diesem Entwurf sind die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch 
(BauGB) und die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gem. § 4 Abs. 2 BauGB durchzuführen.  
 



 
 

TOP 06 Anbau Feuerwehrhaus - Vergabe der Planungsleistungen 

 
Bauamtsleiterin Jeske berichtet: 
 
Im Jahr 2018 fand eine Begehung im Feuerwehrhaus mit der Unfallkasse statt, bei der 
verschiedene Mängel am bestehenden Feuerwehrhaus festgestellt wurden. Einige 
Mängel aus dem Bericht konnten inzwischen behoben werden.  
 
Um das Problem der Schwarz-Weiß-Trennung bei den Umkleiden, der Lagerung der 
Helme und der Lagerung von Gefahrstoffen lösen zu können, muss ein Anbau an das 
bestehende Feuerwehrhaus erfolgen. Vom Gemeinderat wurden der Verwaltung zwei 
Planer benannt, die in der Bauausschusssitzung am 05.07.2021 ihre Büros und erste 
Planungsüberlegungen vorgestellt haben.  
    
Beim Bauhof gibt es ebenfalls Probleme mit der Trennung von Umkleide und 
Aufenthaltsraum. Hier sollte eine Lösung mitverfolgt werden. 
 
Der Allgemeinzustand des Gebäudes Feuerwehrhaus mit Bauhof weist Baumängel 
auf, die im Zusammenhang mit dem Anbau ebenfalls behoben werden müssen. 
 
. 
 
Die Empfehlung der Mitglieder des Bauausschusses an den Gesamtgemeinderat 
lautet, dass das Architekturbüro Rohloff & Wespel mit der weiteren Planung des 
Anbaus und der Sanierung des Feuerwehrhauses beauftragt wird. 
 
 

Beschluss: 
 
Das Architekturbüro Rohloff & Wespel wird mit der weiteren Planung des Anbaus 
und der Sanierung des Feuerwehrhauses beauftragt. 
 
 
 

TOP 07 Verkehrsentwicklungsplan Mittleres Schussental - Beschlussfassung 

 
Bürgermeisterin Rürup berichtet: 
 
Der Verkehrsentwicklungsplan wurde seit 2017 in einem langjährigen Prozess 
erarbeitet.  
  



Als Vorgabe für die Verwaltung wurden von Seiten der Politik die Ziele „Stärkung des 
Umweltverbunds“ und „CO2 neutrales Schussental“ für den Verkehrsentwicklungsplan 
beschlossen.  
  
Vor allem die Grundlagenermittlung mit Haushaltsbefragung, Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerbefragungen, Verkehrszählungen und weiteren Erhebungen, unter 
anderem auch das Crowdmapping, war ein langwieriger aber nötiger Prozess, um gute 
Bestandsdaten zu erhalten und ein Verkehrsmodell aufzustellen. Zusätzlich wurde 
eine intensive Beteiligung der Öffentlichkeit durchgeführt.   
  
In jeder Kommune wurden drei Workshops organisiert mit dem Ziel ein Leitbild für den 
Verkehr der Zukunft und dessen Maßnahmen zur Zielerreichung zu erarbeiten. 
Weiterhin wurden Workshops mit Jugendlichen, der Altersgruppe 60+, Unternehmen 
und den Nachbarkommunen abgehalten.  
  
Aus all diesen unterschiedlichen Formaten und Erhebungen wurden insgesamt 1.600 
Beiträge eingesammelt. Weiterhin wurden aus der Haushaltsbefragung fast 10.500 
Kommentare ausgewertet.   
  
Daraus ergaben sich für die verschiedenen Verkehrsarten viele verschiedene 
Anregungen. Auffallend war, dass vor allem beim ÖPNV viele Anregungen und Defizite 
genannte wurden. Daher hat die Projektgruppe sich dafür ausgesprochen den ÖPNV 
näher zu beleuchten. Insgesamt wurden daraufhin drei Expertenworkshops ÖPNV 
durchgeführt, die vor allem dazu beitrugen, die Maßnahmen im ÖPNV zu verifizieren.   
  
Im Laufe des Verfahrens wurden mehrere Szenarien entwickelt. Ausgehend vom 
Bestand 2017, über ein Basisszenario 2030, wurde ein Vorzugsszenario 2030, in 
welchem die erarbeiteten Maßnahmen eingespeist wurden (siehe Kapitel 9, 
Kurzfassung), erstellt.  
  
Bestandsszenario 2017:  
Ins  Bestandsszenario sind alle Zählungen und Erhebungen, inklusive der 
Haushaltsbefragung eingeflossen. Weiterhin auch die bestehenden Strukturdaten, wie 
Altersstruktur, etc. Ein berechnetes Bestandsszenario 2020 (inklusive B30 Süd neu) 
wird mit der Endfassung geliefert.  
  
Basisszenario 2030:  
In diesem Basisszenario wurde die zukünftige Entwicklung der Raumschaft 
berücksichtigt. Die von den Kommunen gemeldeten Strukturdaten und 
voraussichtlichen realisierten Wohn- und Gewerbegebieten bis 2030 wurden in das 
Verkehrsmodell integriert. Die durch die Realisierung dieser Gebiete zu erwartenden 
Verkehre wurden im Verkehrsmodell errechnet.  
  
Vorzugsszenario 2030:  
Wie oben schon beschrieben sind in diesem Szenario die durch den Prozess und in 
der Projektgruppe abgestimmten Maßnahmen hinterlegt. Allerdings können die 
sogenannten „weichen“ Maßnahmen, wie z.B. „Runder Tisch Interkommunale 
Mobilität“, im Verkehrsmodell nicht abgebildet werden.   



  
Wichtig ist, dass nur die Umsetzung des Gesamtpakets zu diesem Vorzugsszenario 
führen kann, da sich die Verkehrsarten gegenseitig beeinflussen. Sollte z.B. der ÖPNV 
nicht in dem Maße wie vorgeschlagen umgesetzt werden, wird dies Auswirkungen auf 
die zurückgelegten Wege aller anderen Verkehrsarten (MIV, Radfahren, Fußgänger) 
haben. So ist zu befürchten, dass der MIV signifikant und der Rad- und Fußverkehr 
ein wenig im Modalsplit zunehmen werden. Dies hätte somit direkte negative 
Auswirkungen auf die CO2-Bilanz.   
  
Maßnahmen im Verkehrsentwicklungsplan:  
Die Maßnahmen im Verkehrsentwicklungsplan sind jeweils als 
Maßnahmenvorschläge zu verstehen, um die im Verkehrsentwicklungsplan genannten 
Ziele („Stärkung des Umweltverbunds“ und CO2-neutrales Schussental) zu erreichen. 
Der Planungsgrad des Verkehrsentwicklungsplans ist mit der des 
Flächennutzungsplans zu vergleichen.  
  
Beispiel:  
Im Verkehrsentwicklungsplan wird die Maßnahme „Erstellung eines 
Radverkehrskonzepts“ vorgeschlagen. Diese übergeordnete und konzeptionelle 
Ebene hat vor allem die Maßnahmen der übrigen Verkehrsträger im Blick.   
  
Die Erstellung des Radverkehrskonzepts, welches sich wie bekannt derzeit in der 
Aufstellung befindet, schlägt an konkreten Stellen aufgrund von Defiziten im erstellten 
Radnetz Maßnahmen vor, welche dann konkret vor Ort in einer Planung für diese 
Maßnahme münden.  
  
Der Verkehrsentwicklungsplan muss daher als konzeptionelle Planung verstanden 
werden. Die Umsetzung der Maßnahmen obliegt entweder jeder einzelnen Kommune 
als Straßenbaulastträger (z.B. „Grüne Welle für den Radverkehr“ oder 
„Verkehrsberuhigung“) oder aber in der Gesamtheit aufgrund überregionaler Themen 
dem GMS („ÖPNV-Konzept, bzw. vertiefte Planung der Linienführungen“, 
„Radverkehrsbeauftragter GMS“ oder „Gesamtkonzept GMS für Mobilitätsstationen“, 
etc.).   
  
Radverkehr:  
Innerhalb der Bearbeitung des Verkehrsentwicklungsplans sind viele Anregungen zum 
Themenfeld Radverkehr aufgekommen. Da das Ziel Stärkung des Umweltverbundes 
dem Verkehrsentwicklungsplan zu Grunde liegt, kommt den Maßnahmen des 
Radverkehrs eine große Bedeutung zu.  
Eine Vielzahl der vorgeschlagenen Maßnahmen sind schon im Vorgriff des 
Beschlusses zum Verkehrsentwicklungsplan begonnen worden (Radschnellweg, 
Radverkehrskonzept, Radschulwegpläne oder Bikesharing).  
Hier gilt es die Umsetzung mit weiteren detaillierteren Konzepten zu verstetigen.   
  
MIV:  
Durch die selbstgesteckten Ziele der politischen Gremien die „Stärkung des 
Umweltverbunds“ und ein „CO2-neutrales Schussental“ in den Vordergrund zu stellen, 
ist es wichtig im Bereich des motorisierten Individualverkehrs die CO2-neutralen 



Antriebsformen im Zuge der kommunalen Möglichkeiten zu stärken (Ausbau von 
Ladeinfrastruktur), eine Bündelung des überörtlichen Verkehrs zu schaffen 
(Molldietetunnel,  Umfahrung B33) und zu versuchen durch geeignete Maßnahmen 
kurze Wege, die unter 2 bis 5 Kilometern mit dem KFZ zurückgelegt werden, zu 
reduzieren. Wichtig in diesem Bereich ist, vor der Umsetzung von restriktiven 
Maßnahmen die Mobilitätsangebote zu schaffen, damit Alternativen zur Benutzung 
des KFZ auch vorhanden sind.  
 
ÖPNV:  
Im Bereich des ÖPNV wurden wie oben beschrieben detaillierte Ansätze und 
Maßnahmen untersucht. Alle Maßnahmen gelten als Verbesserung des 
Umweltverbundes. Zur Stärkung des ÖPNV sind eine Taktverdichtung und eine neue 
Linienkonzeption notwendig. Die im Verkehrsentwicklungsplan enthaltenden  
Maßnahmen sind als Grobmaßnahmen zu verstehen, die in einem detaillierten ÖPNV-
Konzept, in dem auch weitere Belange (wie Kapazität der  Bushaltestellen/ÖPNV-
Hubs, Verortung neue Bushaltestellen neuer Linien, detaillierter Fahrplan um 
Umsteigebeziehungen darstellen zu können, Personal und Ressourcenaufwand, etc.) 
betrachtet werden müssen, erarbeitet werden.   
Dieses detaillierte ÖPNV-Konzept wird im Zuge des Klimamobilitätsplans GMS, 
welcher mit einer 80% Landesförderung bezuschusst wird, aufgestellt.  
Ein gut ausgebauter ÖPNV stellt das Rückgrat für eine angemessene Mobilität der 
Zukunft dar. Nur mit einem wesentlich verbesserten ÖPNV können die 
Klimaschutzziele erreicht werden.  
Die Projektgruppe hatte sich entschieden die Kosten der dargestellten Maßnahmen 
als Orientierungswert darzustellen. Hierbei wurde darauf geachtet, dass ein 
Worstcase-Szenario berechnet wurde. Sowohl durch den geringen Eigenanteil mit 
60% als auch die hohen Laufzeiten (7 Tage in der Woche der Werktagsfahrplan) kann 
davon ausgegangen werden, dass die angenommenen Kosten als Maximalkosten 
anzusehen sind.   
Der Verteilungsschlüssel wurde aus Gründen der Praxistauglichkeit pro 
Personenkilometer dargestellt. Über den Verteilungsschlüssel ist abschließend im 
detaillierten ÖPNV-Konzept zu befinden.  
In den Kosten sind Preise für eine CO2-neutrale Flotte nicht eingerechnet, da es hierfür 
noch keine abschließenden Untersuchungen gibt, wie sich eine Flottenumstellung auf 
die Kosten pro Kilometer auswirken.  
Wie im Beschlussvorschlag schon angegeben, soll der Verkehrsentwicklungsplan 
vorbehaltlich der Finanzierung des ÖPNVs verabschiedet werden. Dies ist notwendig, 
da wie oben beschrieben die angegebenen Kosten nur als Grobkosten angesehen 
werden können. Eine Detailplanung, in der die politischen Vertreter intensiv 
eingebunden werden müssen, um die Belange der einzelnen Kommunen klar zu 
kommunizieren, ist zwingend für eine Kostenberechnung notwendig.   
  
Fußgänger:  
Im Bereich des Fußgängerverkehrs sind vor allem Maßnahmen erarbeitet worden, die 
darauf abzielen, den Fußgänger ohne hohe Zeitverluste (Warten an Ampeln) direkt 
(Reduzierung von Umwegen, direkte Wegeführung) zu führen. Auch die Verbesserung 
der sozialen Sicherheit wurde als wichtiger Punkt herausgearbeitet. Durch die 



Verortung des Crowdmappings wird jede Kommune einen Lageplan bekommen, in 
dem die Bereiche sinnvoller Maßnahmen dargestellt sind.   
  
Übergreifende Maßnahmen:  
Übergreifende Maßnahmen sind vor allem Maßnahmen, die zur aktiven 
Bewusstseinsbildung für eine zukunftsorientierte, emissionsfreie Mobilität notwendig 
sind. Hier sind vor allem der Austausch mit Unternehmen und den Nachbarkommunen 
und der Landkreise zu nennen, um weiter an dem Thema zu arbeiten. Auch die 
Evaluation ist für die Weiterentwicklung des Verkehrs im Mittleren Schussental von 
Bedeutung.  
  
Priorisierung:   
Die Priorisierung erfolgte anhand von drei Kriterien, die anhand der Ziele für den 
Verkehrsentwicklungsplan erstellt worden sind.  
1.  Umsetzbarkeit/Realisierbarkeit  
2.  CO2-neutrales Schussental  
3.  Stärkung des Umweltverbunds  
Die Priorisierung kann sich durchaus innerhalb der weiteren Bearbeitung und 
Vertiefung durch Teilkonzepte je Kommune verändern. Um die Ziele annähernd zu 
erreichen ist das Zusammenspiel aller Maßnahmen erforderlich. Hierfür muss neben 
den erforderlichen Teilkonzepten auch die Realisierung von Maßnahmen im Blick 
behalten werden. Viele der im Verkehrsentwicklungsplan enthaltenen Maßnahmen 
sind den einzelnen Kommunen für die Umsetzung vorbehalten. Dabei ist die 
kommunale Verwaltung auf ihrer Gemarkung vorbehaltlich der Finanzierbarkeit und 
Symbiose mit anderen Konzepten für die Umsetzung verantwortlich. Der 
Verkehrsentwicklungsplan kann nur einen möglichen Weg zur Erreichung der 
angegebenen Ziele aufzeigen.   
Durch die aufgeführten Maßnahmen ist mit einer CO2-Reduktion von ca. 20% zum 
Bestandsszenario 2017 zu rechnen. Weiterhin wird den Zielen des Landes Baden-
Württemberg im GMS nähergekommen. Eine Verdoppelung des ÖPNV-Anteils und 
die Vorgabe, dass die Hälfte der Wege mit eigener Muskelkraft zurückgelegt werden 
soll (Fußgänger 18%, Rad 31%) werden zwar knapp verfehlt, dennoch wäre bei der 
Umsetzung der Maßnahmen das selbsternannte Ziel „Stärkung des Umweltverbunds“ 
gegenüber dem Bestandsszenario 2017 durchaus deutlich Rechnung getragen. 
 
Kosten und Finanzierung:  
Da der Verkehrsentwicklungsplan ein übergeordnetes Konzept darstellt, sind 
unmittelbar keine Kosten zu verzeichnen. Die im Verkehrsentwicklungsplan 
dargestellten Maßnahmen sollen entweder durch die einzelnen Kommunen oder 
durch den GMS abgearbeitet werden (siehe Seite 570 ff.). Hierfür sind in den 
jeweiligen Haushalten Mittel für die kommenden Jahre einzustellen. 
 
 

Beschluss: 
 
Die Vertreter der Gemeinde Baindt werden beauftragt in der Verbandsversammlung 
am 15.07.2021 dem Beschlussvorschlag zuzustimmen: 
 



1. Dem vorliegenden Verkehrsentwicklungsplan mit seinen Maßnahmen wird im  
Grundsatz zugestimmt.  

 
2. Die jeweiligen Verwaltungen werden beauftragt die Maßnahmen zu konkretisieren, 

zu planen und umzusetzen.  
 
3. Dabei stehen die Maßnahmen (insbesondere zum ÖPNV) unter dem Vorbehalt 

der Finanzierbarkeit. Sie sind entsprechend der Priorität für die kommenden 
Haushaltsjahre zu veranschlagen und den jeweiligen Gemeinderäten zur weiteren 
Entscheidung vorzulegen. 

 
 
 

TOP 08 Koordinator/in für eine klimaneutrale Kommunalverwaltung in Baindt 

 
Bürgermeisterin Rürup teilt mit: 
 
Mit der unterstützenden Erklärung zum Klimaschutzpakt hat die Gemeinde Baindt 
schon 2016 das Ziel der weitgehenden Klimaneutralität der Kommunalverwaltung bis 
2040 unterschrieben. Im Rahmen des Förderprogramms Klimaschutz-Plus des 
Landes Baden-Württemberg sollen Kommunalverwaltungen dabei unterstützt werden, 
Klimaneutralität bis zum Jahr 2040 zu erreichen. Dies betrifft insbesondere die eigenen 
Liegenschaften, den Fuhrpark sowie gegebenenfalls auch die Wasserversorgung und 
Kläranlagen.  
 
In diesem Förderprogramm wird eine Stelle eines/einer Koordinators/in für eine 
klimaneutrale Kommunalverwaltung mit einer Förderquote von 65% der 
Personalausgaben bei einer Laufzeit von 3 Jahren (um 2 Jahre verlängerbar) 
gefördert. Bis zu einer Einwohnerzahl von 20.000 ist ein Stellenanteil von max. 50% 
förderfähig. Kommunen mit bis 20 000 Einwohnerinnen und Einwohner, die sich mit 
mindestens zwei weiteren Kommunen zusammenschließen, können die höhere 
Anteilsfinanzierung für Kommunen oder Zusammenschlüsse bis 100 000 
Einwohnerinnen und Einwohner in Anspruch nehmen, auch wenn der 
Zusammenschluss selbst nicht mehr als 20 000 Einwohnerinnen und Einwohner 
umfasst, d.h. ein Stellenanteil von 100% ist dann förderfähig. 
 
Im Rahmen des Förderprogrammes „KIimaschutz Plus“ sind des Weiteren auch die 
Sachkosten für die zusätzlich geschaffene Personalstelle mit einem Fördersatz von 
75% förderfähig, ebenso die Kosten für die externe Beratung und Unterstützung 
(Coaching) der zusätzlichen Person mit einem Fördersatz von ebenfalls 75%. 
 
Die Gemeinden Baienfurt und Berg haben im Gemeinderat bereits beschlossen, diese 
Stelle zu schaffen. Schön wäre es, wenn die drei B-Gemeinden gemeinsam diese 
Stelle schaffen könnten. Vorgesehen ist, dass das der juristische Sitz der Stelle in 
Baienfurt ist. Zentraler Arbeitsplatz wird somit voraussichtlich in der Gemeinde 
Baienfurt sein. Bei einer 5 Tageswoche sollte die Person einen Tag in Baindt, Berg 



und Baienfurt sein. An den anderen zwei Tagen werden auch überregionale Arbeiten 
getätigt.  
 
 
Aufgabenbereich der Stelle Koordinator/in für eine klimaneutrale 
Kommunalverwaltung: 
 

• Unterstützung bei der Entwicklung einer Konzeption "Klimaneutrale 
Stadtverwaltung 2040" inklusive Bestandsaufnahme und Bilanzierung  

• Begleitende Überzeugungsarbeit, Öffentlichkeitsarbeit und Kommunikation in 
Abstimmung mit den zu beteiligenden Dienststellen 

• Unterstützung bei der Entwicklung und Abstimmung eines zielkonformen 
Treibhausgas-Reduktionsfahrplans 

• Unterstützung bei der schrittweisen Umsetzung der definierten Maßnahmen 

• Aufbau und Durchführung eines regelmäßigen Monitoringprozesses 

• Dokumentation der Ergebnisse, interne Kommunikation und Berichterstattung 

• Abwicklung von Förderprogrammen sowie die Akquise neuer Fördermittel 
 
Für Kommunen in der Größe von Baindt geht es bei der Schaffung dieser Stelle 
auch um eine Gesamtbetrachtung der Gemeinde. Wir müssen uns für die 
Zukunft aufstellen und brauchen strategische Ansätze. Klimaneutralität ist für 
alle Bereich des kommunalen Handelns mitzudenken (Bauleitplanung, 
Bauplatzvergabe, Kaufvertragsgestaltung, Beschaffung usw.). 
 

Folgende relevante Eckdaten und Voraussetzungen an die Stelle: 
 

• angesiedelt bei der Bürgermeisterin der Gemeinde Baindt wegen der fachlichen 
Zuordnung 

• eine Vollzeitstelle wird zu 65% aus dem Förderprogramm des Landes Baden-
Württemberg Klimaschutz-Plus gefördert bei einem Zusammenschluss von 
einer Kommune mit mindestens zwei weiteren Kommunen bis zu 100 000 
Einwohnerinnen und Einwohner  

• abgeschlossenes Hochschulstudium mit Schwerpunkt Umwelt, Klimaschutz 
und Energie oder vergleichbare Qualifikation 

• fundierte fachliche Kenntnisse in den Bereichen kommunales Energie- und 
Klimaschutzmanagement, Energieeffizienz, erneuerbare Energien sowie zu 
bautechnischen Aspekten 

• Kenntnisse und Erfahrung in Projektsteuerung und Projektmanagement sowie 
in Präsentations- und Moderationstechniken 

• ausgeprägte Kommunikationsfähigkeit, Teamfähigkeit und selbständiges 
Arbeiten 
 

Eingruppierung des/der Stelleninhabers/in  
 
Aufgrund der erforderlichen Qualifikationen des/der Stelleninhabers/in werden die 
Stellen eines/er Klimaschutzbeauftragten in der Entgeltgruppe EG 10 bis EG 11 
eingruppiert. Für die Stelle eines Klimaschutzbeauftragten sind Fachkenntnisse und 



Qualifikationen mit Schwerpunkt in den Bereichen Umwelt, Klimaschutz und Energie 
o.ä. erforderlich. In der Regel verfügen die Personen über ein abgeschlossenes 
Hochschulstudium.  
 
Abgrenzung zum Klimaschutzmanager/in für den Gemeindeverband Mittleres 
Schussental: 
 

Koordinator/in für eine klimaneutrale 
Kommunalverwaltung 

Klimaschutzmanager/in GMS 

Verankerung in den gemeindlichen 
Strukturen, um konkrete Fragen 
beantworten und Umsetzung in der 
Gemeinde erwirken zu können 

Verankerung in technischer 
Verbandsverwaltung für 
kommunenübergreifende Aufgaben 

Spezifische Aufgaben auf Ebene der 
Gemeinde 
Fokus Gemeindeverwaltung 
 

• Unterstützung bei der 
Entwicklung einer Konzeption 
"Klimaneutrale 
Gemeindeverwaltung" 
inklusive Bestandsaufnahme 
und Bilanzierung  

• Unterstützung bei der 
Entwicklung und Abstimmung 
eines zielkonformen 
Treibhausgas-
Reduktionsfahrplans für die 
Gemeindeverwaltung (ohne 
Privathaushalte und 
Unternehmen) 

• Umsetzung und Durchführung 
der definierten Maßnahmen und 
Konzepte auf Ebene der 
Gemeindeverwaltung z.B. 
Energiemanagement, 
erneuerbare Energien z.B. 
Fischerareal  

• Aufbau und Durchführung eines 
regelmäßigen 
Monitoringprozesses 

• Dokumentation der Ergebnisse, 
interne Kommunikation und 
Berichterstattung 

• Gemeindespezifische Beratungs-
,Überzeugungs- und 
Öffentlichkeitsarbeit z.B. 

Kommunenübergreifende Aufgaben auf 
GMS-Ebene  
Fokus Kommune insgesamt (inkl. 
Bürger*innen, Unternehmen) 

• Kommunenübergreifende 
Konzepte z.B. 
Radverkehrskonzept, 
Klimaanpassungskonzept, 
Aktualisierung des Energie- und 
Klimaschutzkonzeptes, Leitbild 
CO2-neutrales Schussental 

• Bilanzierung und 
Indikatorensysteme (Klima-Audit) 
kommunenübergreifend 
gebündelt (inkl. Privathaushalte 
und Unternehmen) 

• Fördermittelakquise für 
kommunenübergreifend 
Relevantes bzw. 
themenspezifisch 
Vorbildcharakter in ausgewählten 
Kommunen 

• Bildungsangebote zu 
Klimaschutz und 
Klimaanpassung  

• Kommunenübergreifende 
Öffentlichkeitsarbeit z.B. 
Klimasparbuch des GMS, GMS-
Website 

• Kooperation mit Bürger*innen 
und Unternehmen 

• Bewusste Mobilität in den 
Kommunen 



Beratung innerhalb der 
Verwaltung zu klimaangepassten 
Blühstreifen  

• Fördermittelakquise für 
kommunenspezifische Themen 
 

 

• Controlling/Monitoring der 
Klimaschutzarbeit im 
Gemeindeverband 

• Kommunenübergreifender 
Austausch und Fortbildungen zu 
Klimaschutz  
 

 
Die Verwaltung befürwortet die Schaffung der Stelle „Koordinator/in für eine 
klimaneutrale Kommunalverwaltung“ um die klimarelevanten Themen in Baindt bzw. 
im Zusammenschluss der drei Gemeinden an einer Position zu bündeln. 
 
 

Beschluss: 
 
1. Der Gemeinderat stimmt der Schaffung der 100% Stelle „Koordinator/in für eine 

klimaneutrale Kommunalverwaltung“ in EG 11 im Zusammenschluss zu je einem 
Drittel mit den Gemeinden Baienfurt und Berg zu. Außerdem stimmt der 
Gemeinderat der außerordentlichen Ausgabe zu.  
 

2. Es handelt sich zunächst um eine auf 3 Jahre befristete Stelle mit der Option 
einer Verlängerung um 2 Jahre. 

 
 
 

TOP 09 Kindergartenangelegenheiten  -  Festsetzung der Elternbeiträge für das 
Kindergartenjahr 2021/2022  - 

 
Hauptamtsleiter Plangg teilt mit: 
 
In der Gemeinderatssitzung am 04. August 2020 wurde beschlossen, die Eltern-
beiträge in den Kindergärten wie folgt festzulegen: 
 
1.)  Ab dem 01.09.2020 werden die Elternbeiträge für den Waldorfkindergarten wie 

folgt festgesetzt: 
 
Elternbeiträge in Regelkindergärten                                     Kiga-Jahr 2020/2021 
(bei 11 Monatsbeiträgen) 
 
Für das Kind aus einer Familie                                                      130,00 € 
mit einem Kind 
 
Für ein Kind aus einer Familie                                                       100,00 € 
mit 2 Kindern unter 18 Jahren 
 
Für ein Kind aus einer Familie                                                         67,00 € 



mit 3 Kindern unter 18 Jahren 
 
Für ein Kind aus einer Familie                                                         22,00 € 
mit 4 und mehr Kindern unter 18 Jahren 
 
2.)  Für die Betreuung von unter 3 – jährigen Kindern in altersgemischten Gruppen 

erfolgt ein Zuschlag in Höhe von 100% auf die jeweiligen Elternbeiträge in 
Regelkindergärten. Dieser Zuschlag wird anteilig für in Anspruch genommene 
Belegungstage (Mindestbelegung 2 Tage / Woche) erhoben. 

 
3.)  Für die Mittagsbetreuung wird ein Betrag in Höhe von 4,00 € / Tag fällig - mit einer 

Obergrenze von 50,00 € monatlich. 
 
Seit dem 01.09.2019 werden die Elternbeiträge für den Kindergarten „Sonne, Mond 
und Sterne“ sowie für den Kindergarten „St. Martin“ nach dem Modulsystem 
festgesetzt. 
 
 
 
Modul 1 - Betreuungszeit 30 Stunden / pro Woche 
 
Elternbeiträge (bei 11 Monatsbeiträgen)                           Kiga – Jahr 2020/2021 
 
Für das Kind aus einer Familie                                                       130,00 € 
mit einem Kind 
 
Für ein Kind aus einer Familie                                                       100,00 € 
mit 2 Kindern unter 18 Jahren 
 
Für ein Kind aus einer Familie                                                         67,00 € 
mit 3 Kindern unter 18 Jahren 
 
Für ein Kind aus einer Familie                                                         22,00 € 
mit 4 und mehr Kindern unter 18 Jahren 
 
 
Modul 2 - Betreuungszeit 34 Stunden / pro Woche 
 
Die Elternbeiträge werden entsprechend der Beiträge aus Modul 1 
hochgerechnet. 
 
 
Modul 3 - Unterschiedliche Betreuungszeiten -  Je nach gebuchter Stunden- 
                  zahl im Modul 3 werden entsprechend der Stundenzahl die Beträge 
                  festgesetzt. 
                    
Die Elternbeiträge werden entsprechend der Beiträge aus Modul 1 
hochgerechnet. 



 
Beitragssätze für Kinderkrippen                                             Kiga-Jahr 2020/2021 
(bei 11 Monatsbeiträgen) 
  
Für das Kind aus einer Familie                                                               384,00 € 
mit einem Kind 
 
Für ein Kind aus einer Familie                                                                285,00 € 
mit 2 Kindern unter 18 Jahren 
 
Für ein Kind aus einer Familie                                                                193,00 € 
mit 3 Kindern unter 18 Jahren 
 
Für ein Kind aus einer Familie                                                                   76,00 € 
mit 4 und mehr Kindern unter 18 Jahren 
 
 
Während der Eingewöhnungsphase in den Krippengruppen wird für den ersten 
Monat nur der hälftige entsprechende Beitragssatz in Rechnung gestellt. In den 
Elternbeiträgen sind die Kosten für das Mittagessen nicht enthalten. Die Module 
können zum 01.09., 01.12., 01.03. und zum 01.06. gewechselt werden. 
 
Die Vertreter der Diözesen, der verschiedenen Landesverbände sowie des Städte– 
und Gemeindetags sind übereingekommen, eine Erhöhung der Elternbeiträge für das 
Kindergartenjahr 2021/2022 pauschal um 2,9% zu empfehlen. Diese Steigerung 
bleibt erneut bewusst hinter der Entwicklung der tatsächlichen Kostensteigerung 
zurück, um so die Auswirkungen der Pandemie auf die Einrichtungen und auch der 
Elternhäuser gerecht zu werden. 
 
Die Empfehlung sieht folgendermaßen aus: 
 
1.) Elternbeiträge in Regelkindergärten                                     Kiga – Jahr 2021/2022 
     (bei 11 Monatsbeiträgen) 
 
Für das Kind aus einer Familie                                                           133,00 € 
mit einem Kind 
 
Für ein Kind aus einer Familie                                                             103,00 €   
mit 2 Kindern unter 18 Jahren 
 
Für ein Kind aus einer Familie                                                              69,00 € 
mit 3 Kindern unter 18 Jahren 
 
Für ein Kind aus einer Familie                                                               23,00 € 
mit 4 und mehr Kindern unter 18 Jahren 
 
 
2.) Beitragssätze in Kinderkrippen                                             Kiga – Jahr 2021/2022 



     (bei 11 Monatsbeiträgen) 
 
Für das Kind aus einer Familie                                                            395,00 € 
mit einem Kind 
 
Für ein Kind aus einer Familie                                                             293,00 € 
mit 2 Kindern unter 18 Jahren 
 
Für ein Kind aus einer Familie                                                             199,00 € 
mit 3 Kindern unter 18 Jahren 
 
Für ein Kind aus einer Familie                                                               78,00 € 
mit 4 und mehr Kindern 
 
 
Diese Elternbeiträge sind grundsätzlich nicht bindend. Es steht jeder Kommune frei, 
örtlich andere auch einkommensabhängige gestaffelte Elternbeiträge festzulegen. Es 
wird jedoch empfohlen, auch in diesen Fällen eine einheitliche Festsetzung innerhalb 
der Kommune anzustreben. 
 
Die Berechnung der Elternbeiträge im Land Baden-Württemberg erfolgt einheitlich 
nach der sogenannten familienbezogenen Sozialstaffelung, bei der alle im Haushalt 
lebenden Kinder bis zur Vollendung ihres 18. Lebensjahres berücksichtigt werden. 
 
Zu ihrer Information darf ich Ihnen die Kostendeckungsgrade der einzelnen 
Einrichtungen in den vergangenen 5 Jahren aufzeigen. 
 

Jahr SMS Regenbogen St. Martin Waldorfkiga 

2020   9,51%  noch nicht 
abgerechnet 

13,43% 

2019 12,20%   8,38% 15,16% 16,95% 

2018 12,83% 14,04% 13,86% 16,28% 

2017 14,60% 10,90% 14,49% 19,38% 

2016 12,65%   9,32% 12,94% 16,67% 

 
 
Diese Empfehlung zur Festsetzung der Elternbeiträge wird von den umliegenden 
Städten und Gemeinden umgesetzt. Es hat sich bei uns bewährt, dass in allen 
Einrichtungen dieselben Beiträge erhoben werden. 
 
 

Beschluss: 
 
Ab dem 01.09.2021 werden die Elternbeiträge für den Waldorfkindergarten wie folgt 
festgesetzt: 
 
1.) Elternbeiträge in Regelkindergärten                              Kiga – Jahr 2021/2022 



     (bei 11 Monatsbeiträgen ) 
 
Für das Kind aus einer Familie                                                       133,00 € 
mit einem Kind 
 
Für ein Kind aus einer Familie                                                        103,00 € 
mit 2 Kindern unter 18 Jahren 
 
Für ein Kind aus einer Familie                                                          69,00 € 
mit 3 Kindern unter 18 Jahren 
 
Für ein Kind aus einer Familie                                                          23,00 € 
mit 4 und mehr Kindern unter 18 Jahren 
 

2.)  Für die Betreuung von unter 3 – jährigen Kindern in altersgemischten Gruppen 
erfolgt ein Zuschlag in Höhe von 100% auf die jeweiligen Elternbeiträge in 
Regelkindergärten. Dieser Zuschlag wird anteilig für in Anspruch genommene 
Belegungstage (Mindestbelegung 2 Tage/Woche ) erhoben. 

 
3.)  Für die Mittagsbetreuung wird ein Betrag in Höhe von 4,00 €/Tag fällig -  mit 

einer Obergrenze von 50,00 € monatlich. 
 
 
Seit dem 01.09.2019 werden die Elternbeiträge für den Kindergarten „Sonne, Mond 
und Sterne“ sowie „St. Martin“ nach dem Modulsystem festgesetzt. 
 
 
Modul 1 - Betreuungszeit 30 Stunden / Woche 
 
Elternbeiträge (bei 11 Monatsbeiträgen)                              Kiga – Jahr  2021/2022 
 
Für das Kind aus einer Familie                                                             133,00 € 
mit einem Kind 
 
Für ein Kind aus einer Familie                                                              103,00 € 
mit 2 Kindern unter 18 Jahren 
 
Für ein Kind aus einer Familie                                                                69,00 € 
mit 3 Kindern unter 18 Jahren 
 
Für ein Kind aus einer Familie                                                                23,00 € 
mit 4 und mehr Kindern unter 18 Jahren 
 
 
Modul 2 - Betreuungszeit 34 Stunden / Woche 
 
Die Elternbeiträge werden entsprechend der Beiträge aus Modul 1 
hochgerechnet. 



 
 
Modul 3 - unterschiedliche Betreuungszeiten  -  Die Elternbeiträge werden 
entsprechend der Beiträge aus Modul 1 hochgerechnet. 
 
Elternbeiträge für Kinderkrippen                                    Kiga – Jahr 2021/2022 
(bei 11 Monatsbeiträgen) 
 
Für das Kind aus einer Familie                                                   395,00 € 
mit einem Kind 
 
Für ein Kind aus einer Familie                                                    293,00 € 
mit 2 Kindern unter 18 Jahren 
 
Für ein Kind aus einer Familie                                                    199,00 € 
mit 3 Kindern unter 18 Jahren 
 
Für ein Kind aus einer Familie                                                      78,00 € 
mit 4 und mehr Kindern unter 18 Jahren 
 
Während der Eingewöhnungsphase in den Krippengruppen wird für den ersten 
Monat nur der hälftige entsprechende Beitragssatz in Rechnung gestellt. 
In den Elternbeiträgen sind die Kosten für das Mittagessen nicht enthalten. 
 
Die Module können zum 01.09., 01.12., 01.03. und zum 01.06. gewechselt werden. 
 
 
 

TOP 10 Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von 
Benutzungsgebühren für die Kinderbetreuungseinrichtungen der 
Gemeinde Baindt ab dem 01.09.2021 

 
Hauptamtsleiter Plangg berichtet: 
 
In der Gemeinderatssitzung am 27.07.2016 wurde die Satzung über die Erhebung von 
Benutzungsgebühren für die Kinderbetreuungseinrichtungen der Gemeinde Baindt 
beschlossen. 
 
In der Gemeinderatsitzung am 06.07.2021 werden die Elternbeiträge für die 
Kindergärten im Gemeindegebiet beschlossen. 
 
§ 5 der Satzung über die Erhebung von Benutzungsgebühren für die 
Kinderbetreuungseinrichtungen der Gemeinde Baindt werden geändert. 
 
 

Beschluss: 



 
Der Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Benutzungsgebühren 
für die Kinderbetreuungseinrichtungen der Gemeinde Baindt wird zugestimmt. 
 
 
 

TOP 11 Bericht zum Vollzug des Haushalts 2021-  Ergebnisse der 
Maisteuerschätzung – Finanzielle Lage 

 
Kämmerer Abele teilt mit: 
 
Nach der Prognose des Arbeitskreises Steuerschätzungen vom 12. Mai 2021 liegen 
die Einnahmen bis zum Jahr 2025 im Vergleich zu den Annahmen aus November 2020 
in der Summe um 10 Mrd. Euro höher. Grund hierfür ist die positive wirtschaftliche 
Entwicklung. Verglichen mit der Steuerschätzung vom November 2020 werden die 
Steuereinnahmen jedoch im Jahr 2021 um 2,7 Mrd. Euro niedriger ausfallen. 
 
Der Steuerschätzung wurden die gesamtwirtschaftlichen Eckwerte der 
Frühjahrsprojektion 2021 der Bundesregierung zugrunde gelegt. Die Bundesregierung 
erwartet nach dem Einbruch im vergangenen Jahr für dieses Jahr einen Anstieg des 
realen Bruttoinlandsprodukts um 3,5 Prozent und im kommenden Jahr 2022 einen 
Anstieg um weitere 3,6 Prozent. In der November-Steuerschätzung 2020 
zugrundeliegenden Herbstprojektion war für 2021 noch eine Steigerung um 4,4 
Prozent, für 2022 um 2,5 Prozent erwartet worden, d.h. das BIP-Wachstum erfolgt also 
verzögert. 
 
Nach den Ergebnissen des Arbeitskreises Steuerschätzungen werden sich die 
Steuereinnahmen insgesamt (Bund, Länder, Gemeinden, EU) aufgrund der weiterhin 
negativen Auswirkungen der Corona-Pandemie in diesem Jahr zwar im Vergleich zum 
Vorjahr erholen, aber mit insgesamt 773,5 Mrd. Euro immer noch deutlich unter dem 
Vorkrisenniveau 2019 (799,3 Mrd. Euro) bzw. der Vorkrisenschätzung für 2021 (845,2 
Mrd. Euro) liegen. 
 
Die Corona-Pandemie macht sich im Ergebnis der Steuerschätzer 2021 in Baindt 
bemerkbar. Sinkende Steuereinnahmen durch Gewinneinbußen, Umsatzrückgang 
und Kurzarbeit machen sich minimal bemerkbar.  
 
Bei der Gewerbesteuer ist mit vorsichtigen Erträgen von 1,7 Mio. € kalkuliert worden. 
Nach aktuellem Ergebnis muss die Gemeinde im Jahr 2020 mit 200.000 € geringeren 
Erträgen und einem voraussichtlichen Rechnungsergebnis in Höhe von 1,5 Mio. € 
rechnen (Vgl. RE 2020 2,1 Mio. €, 2019 RE 3,1 Mio. €, 2018 RE 3,7 Mio. €).  
 
Die wirtschaftlichen und finanziellen Folgen der Corona-Pandemie bedeuten derzeit 
einen Rückgang der Baindter Steuereinnahmen. Gerade unter diesen Vorzeichen ist 
es gut, dass Gemeinderat und Verwaltung in den vergangenen Jahren gut 
gewirtschaftet haben.  



Die aktuelle Steuerschätzung ist zwar nur eine Momentaufnahme auf der Grundlage 
der heute absehbaren Rahmenbedingungen. Gegenüber der Planung welche bereits 
negativ war, fehlen der Gemeinde ca. 0,1 Mio. €. 
 
Haushaltsvollzug 2021 – Auswirkung auf die Gemeinde Baindt  
Information über wesentliche Abweichungen im Rechnungsjahr 
 

 
Im investiven Bereich des Finanzhaushaltes: 
 
Im investiven Bereich fielen bisher Baukosten im Rahmen von Schlussrechnungen 
(Erschließung von Baugebiet Grünenberg-Stöcklisstraße, Bauhofhalle, 
Friedhofsanierung, Breitbandversorgung etc. an. Die Planansätze werden aufgrund 
großen Ausgabeverschiebungen (Verschiebung Sanierung und Aufstockung 
Klosterwiesenschule blaues Gebäude, Nahwärme und Breitbandausbau) von den 
bewirtschaftenden Stellen eingehalten werden. 
 

Zustand nach der Maisteuerschätzung 
2021  

€ € € 

  Plan 2021 Prognose 
2021 

+/- 

Gewerbesteuer Absenkung  1.700.000 1.500.000 -200.000 

Gewerbesteuerumlagesatz nur 35% 175.000 154.400 20.600 

Gde-Anteil an der Einkommensteuer 
(geringes Aufkommen gegenüber 
Haushaltserlass) 

3.151.600 3.073.800 -77.800 

Schlüsselzuweisungen (höhere 
Steuerkraftmesszahl, höhere 
Einwohner) 

1.321.500 1.343.600 22.100 

Kommunale Investitionspauschale 
(minim. höherer Betrag u. EW-Zahl 
gegenüber HH-Erlass ) 

432.500 445.500 13.000 

Finanzausgleichsumlage  (minim. 
geringere Quote) 

1.855.400 1.851.500 3.900 

Gemeindeanteil an der USt (höhere 
Schlüsselzahl) 

264.000 285.000 21.000 

Kreisumlage (gleichbleibende 
Kreisumlage) 

2.092.000 2.012.480 79.520 

   
-117.680     

bereits bestehendes ordentliches 
Ergebnis laut Haushaltsplanung 2021 

  
-1.836.900 

    

Negatives ordentliches Ergebnis kann aus der Rücklage aus 
Vorjahren sowie  aus dem ordentlichen Ergebnis 2021 aufgefangen 
werden.   

-1.954.580 



Die Investitionen, die bereits lange geplant, beschlossen und in der Umsetzung sind, 
belasten den Ergebnishaushalt erst nach Fertigstellung der jeweiligen Maßnahmen, 
also in den folgenden Jahren. 
 
2021 werden folgende Projekte begonnen: Ausschreibung barrierefreie Bushaltestelle 
Gartenstraße nach Eingang des Förderbescheid, Öffnung des Sulzmoosbaches, 
Sanierung der Nelkenstraße, Ausschreibung des Baugebietes Lilienstraße, Planung 
Erschließung Fischerstraße und Vermarktungsauftakt Konzeptvergabe Fischerareal, 
Planung regenerative Nahwärmeversorgung, Sanierung Toilettenanlage im grünen 
Gebäude der Klosterwiesenschule, Planung Abschnitte des Breitbandausbaus, 
Ausschreibung Geh- und Radweg Sulpach nach Eingang des Förderbescheid, 
Planung und Ausschreibung „Löschgruppenfahrzeug 20“ nach Eingang des 
Förderbescheid. 
 
Im Gemeindehaushalt 2021 waren Kreditaufnahmen von 1 Mio. € vorgesehen, welche 
wegen Ausgabenverschiebungen nicht benötigt werden. Des Weiteren sind 
Einnahmen aus Grundstücksverkäufen in Höhe von 2 Mio. € eingeplant, welche 
deutlich übertroffen werden. Aber es gibt auch im Bereich der zahlreichen Bauprojekte 
zeitliche Verschiebungen (Umgestaltung Dorfplatz, Hochwasserschutz Gewässer II. 
Ordnung, Fischerstraße, Erschließungs- und Sanierungsmaßnahmen etc.). 
 
Der Liquiditätsstand des Gemeindehaushaltes beträgt aktuell 7,5 Mio. €. Zu Beginn 
des Jahres lag dieser noch bei 4,7 Mio. €.  
 
Als weiterer Mutmacher wird der zweite doppische Jahresabschluss 2020, welcher ein 
positives ordentliches und außerordentliches Ergebnis präsentiert, in der heutigen 
Sitzung beschlossen.  
 
Der Haushalt 2021 der Gemeinde Baindt entwickelt sich im ordentlichen Ergebnis 
minimal schlechter als im Planungszeitraum erwartet. Jedoch können außerordentlich 
mehr Erträge erzielt werden. Ein Ergebnis für 2021 kann jedoch noch nicht 
vorhergesagt werden. 
 
Wir gehen davon aus, dass der Ergebnishaushalt die Abschreibungen 2021 nicht 
erwirtschaften kann. Jedoch erwartet die Finanzverwaltung, dass außerordentliche 
Erträge aus Verkäufen sich mildernd auf den Ergebnishaushalt auswirken. 
 
Eine langfristige höhere Bindung von laufenden Aufwendungen sollte vermieden und 
Spielräume bewahrt bzw. zur Erhöhung der Krisenfestigkeit verwendet werden. 
Investitionen in Infrastrukturverbesserungsmaßnahmen (Straßensanierungen, 
Breitbandversorgung, Bildungseinrichtungen) sowie Investitionen mit Mehrwert für die 
Zukunft (Energieeinsparmaßnahmen / Strom- und Heizungseinsparungen) bei 
Gebäuden sowie Grunderwerb für Bauerwartungsland sollten weiterhin forciert 
werden.  
 
 

Beschluss: 
 



Der Gemeinderat nimmt den Haushaltszwischenbericht (Halbjahresbilanz) zur 
Kenntnis. 

 
 
 

TOP 12 Feststellung des Jahresabschlusses der Gemeinde 2020 
Feststellung des Jahresabschlusses 2020 des Eigenbetriebes 
Wasserversorgung 
Feststellung des Jahresabschlusses 2020 des Eigenbetriebes    
 Abwasserbeseitigung 
 

 
Kämmerer Abele trägt folgenden Sachverhalt vor: 
 
Der Jahresabschluss muss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage der Gemeinde vermitteln und ist zu 
erläutern. Der Jahresabschluss besteht aus der Ergebnisrechnung, der 
Finanzrechnung, den Teilrechnungen, der Bilanz und dem Anhang.  
 
Der Jahresabschluss gibt unter anderem Antworten auf die Fragen, an welchen Stellen 
sich zum Beispiel Vermögenswerte und Schulden vermehrt oder vermindert haben 
oder aus welchen Quellen Geld eingenommen und wofür es ausgegeben wurde. 
 
Hier noch die wichtigsten Kennzahlen des Jahresabschlusses 2020 in Kürze: 
 
Im Haushaltsjahr 2020 schließt das ordentliche Ergebnis mit einem Überschuss von 
208.155,19 € (Plan -690.700 €) ab. Im Sonderergebnis kann ebenfalls ein Überschuss 
in Höhe von 1.913.609,74 € verzeichnet werden. Im ersten Jahr seit der Umstellung 
auf das NKHR verlaufen das ordentliche Ergebnis und das Sonderergebnis und somit 
auch das Gesamtergebnis sehr positiv. Maßgeblich für das gute ordentliche Ergebnis 
im Jahr 2020 sind auf der Ertragsseite insbesondere die Gewerbe-
steuerkompensationszahlung in Höhe 628.818,30 € zu nennen. Wie aus den 
„Ordentlichen Erträgen und ordentliche Aufwendungen“ von 2020 ersichtlich wird, 
konnten 2020 aufgrund reduzierter Aufwendungen mehr Erträge als Aufwendungen 
erwirtschaftet werden.  
 
Gerade im Ausblick auf die Jahre 2021 ff, in denen mit deutlich geringeren 
Zuweisungen und evtl. höheren Transferaufwendungen aufgrund Corona zu rechnen 
ist, ist es wichtig die Bemühungen zum Ausgleich des Ergebnishaushalts weiterhin 
aufrecht zu erhalten.  
 
In den folgenden Jahren in der unter Umständen ausgeglichene Ergebnishaushalte 
evtl.  nicht möglich sein werden, werden Fehlbeträge (teilweise) durch vorhandene 
Rücklagen gedeckt. Das Ergebnis 2020 zeigt wieder ein positives Jahresergebnis. 
 
Im Finanzhaushalt kann der Endbestand an Zahlungsmitteln (liquiden Mittel) weiter gut 



gehalten werden und beträgt zum Jahresende 2020 insgesamt 4,7 Mio. €. Es ist für 
künftige, notwendige Investitionen ein Finanzpolster vorhanden, welches sich im 
ersten Halbjahr 2021 erhöht hat. Jedoch sollte bei den zahlreichen Investitionen darauf 
geachtet werden, dass diese den Ergebnishaushalt zusätzlich nicht übermäßig 
belasten, z. B. in dem durch die Investitionen der Unterhaltungsaufwand und/oder die 
Bewirtschaftungskosten reduziert und somit die zusätzlich entstehenden 
Abschreibungen ausgeglichen werden können. 
 
Die Gemeinde Baindt hatte zum 31.12.2020 keine Kreditmarktschulden. Sonstige 
Verbindlichkeiten in Höhe von 351.922,20 € wurden ausgewiesen.  
 
Der Finanzierungsmittelbedarf aus Investitionstätigkeit betrug -3.998.582,75 €, das 
heißt die Summe der Auszahlungen aus Investitionstätigkeit waren um fast 4,0 Mio. € 
höher als die Einzahlungen aus Investitionstätigkeit. 
 
Das positive ordentliche Ergebnis setzt sich aus folgenden wesentlichen 
Veränderungen gegenüber der Haushaltsplanung zusammen (Werte auf volle 
Tausend abgerundet): 
 
Wesentliche Entlastungen im Ergebnishaushalt  
(laufende Erträge und Aufwendungen): 
 
629.000 € höhere Gewerbesteuerkompensationszahlung 
307.000 € höhere Gewerbesteuer 
477.000 € weniger Gemeindeanteil an der Einkommenssteuer  
 
und durch sonstige Veränderungen bzw. Verschiebung von Sanierungen wurde 
gegenüber der Planung von -0,7 Mio. € ein ordentliches Ergebnis von 0,2 Mio. € erzielt. 
 
Im Finanzausgleich ist immer das Rechnungsergebnis der Steuereinnahmen vom 
zweit vorangegangenen Jahr maßgebend. Das positive Rechnungsergebnis 2020 inkl. 
der Gewerbesteuerkompensationszahlung des Landes wirkt sich mit der guten 
Steuerkraftsumme auf die Kreisumlage, Finanzausgleichsumlage und Schlüssel-
zuweisungen im Haushaltsplan 2022 aus. 
 
Fazit: 
 
Die Eckdaten sprechen für sich. Das Haushaltsjahr 2020 schließt mit einem guten 
Ergebnis. Die Leistungsfähigkeit des Ergebnishaushalts, die sich im ordentlichen 
Ergebnis ausdrückt, hat sich gegenüber dem Planansatz erhöht.  
 
 

Beschluss: 
 
Dem Jahresabschluss 2020 der Gemeinde sowie dem Jahresabschluss 2020 des 
Eigenbetriebes Wasserversorgung und dem Jahresabschluss 2020 des 
Eigenbetriebes Abwasserbeseitigung wurde zugestimmt. 
 
 



 

TOP 13 Anfragen und Verschiedenes  

 
 

a) Nutzung der Schenk-Konrad-Halle 
 
Bürgermeisterin Rürup teilt mit, dass den Baindter Vereinen für notwendige 
Versammlungen die Schenk-Konrad-Halle derzeit unentgeltlich zur Verfügung 
gestellt wird.  
 
 
 

b) Corona-Testungen 
 
Die CDU-Fraktion bot in der Schenk-Konrad-Halle Testungen an. Auf eine 
entsprechende Frage teilt die Vorsitzende mit, dass die Abrechnung der 
anfallenden Kosten ordnungsgemäß  erfolgt ist. 
 
 
 

c) Geschwindigkeitsmessung in der Thumbstraße 
 
Es wurde der Antrag gestellt, das mobile Geschwindigkeitsmessgerät der 
Gemeinde in der Thumbstraße aufzustellen. 
 
 
 

d) Verkehrsspiegel Stöcklisstraße 
 
Aufgrund einer Baumaßnahme in der Stöcklisstraße wurde ein dort aufgestellter 
Verkehrsspiegel abgebaut und nicht wieder installiert. Aufgrund der prekären 
Verkehrssituation an dieser Stelle sollte geprüft werden, ob der Spiegel  wieder 
aufgestellt werden kann.  
 
 
 

e) Bikepark beim Baindter Bädle 
 
Es wurde die Frage gestellt, ob der Bikepark noch eingeweiht wird. 
Bürgermeisterin Rürup bemerkt, dass die Beschilderung noch fehlt, eine offizielle 
Einweihung jedoch nicht vorgesehen ist.  
 
 
 

f) Aufstellen von Mülleimern 
 



Es wurde das Aufstellen von Mülleimern überall dort angeregt, wo auch 
Ruhebänke aufgestellt sind, z. B. auf der Trasse B 30 alt, Baindter Bädle 
Waldspielplatz usw. 
 
 
 

g) Kontrolle Mühleparkplatz 
 
Die Verwaltung wurde gebeten, den Mühleparkplatz durch eine Securityfirma 
regelmäßig kontrollieren zu lassen.  
 
 
 

h) Wiederherstellung Erdwall, Igelstraße 
 
Den betroffenen Grundstückseigentümern ist schriftlich eine Frist zum Rückbau 
des Erdwalls in den ursprünglichen Zustand zu setzen.  
 

 
 


